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Insbesondere die Wirtschaftsverbände der
Dienstleistungsindustrie des Nordens wie die
Coalition of Service Industries, das European
Services Forum sowie das Japan Services Net-
work wollen bis 2005 eine weitere Liberalisie-
rung des Dienstleistungssektors erreichen. Sie
erhalten Unterstützung durch ihre Regierun-
gen, die beteuern, dass weit gehende Libera-
lisierungen auch den Entwicklungsländern
Wachstum und Investitionen bringen wür-
den. Damit stellen sie die vereinfachte Glei-
chung auf, dass alles, was für die Dienstleis-
tungskonzerne im Norden von Nutzen ist,
auch den Entwicklungsländern zugute kommt.

Bis zum Jahr 2000 sollte die WTO Unter-
suchungen über die sozialen,ökologischen oder
entwicklungspolitischen Folgen erfolgter Libe-
ralisierungen in den einzelnen Ländern mit
ungleich schwächeren Dienstleistungssektoren
vornehmen. Solche Studien fehlen bis heute.
Dennoch werden Entwicklungsländer aufge-
fordert, weitere Sektoren zu liberalisieren. Die
Schweiz verlangt beispielsweise von den Schwel-
lenländern die Öffnung der Finanzmärkte so-
wie den Abbau von Regelungen, obwohl sich
selbst der Internationale Währungsfonds (IWF)
nach der Asienkrise gegen forcierte Liberalisie-
rungen des Finanzsektors ausgesprochen hat.

Service public bereits verhandelbar

Das Gats erstreckt sich über beinahe 160 Ka-
tegorien von Dienstleistungen und macht auch
vor den öffentlichen Dienstleistungen nicht Halt.

Öffentliche Dienstleistungen sind nur dann
von den WTO-Regeln (Gleichbehandlung von
in- und ausländischen Investoren) ausgenom-
men, wenn sie nicht auf einer kommerziellen
Basis zur Verfügung gestellt werden und nicht
in Konkurrenz zu anderen Dienstleistungsan-
bietern stehen. Dabei bleibt unklar, was genau
als eine kommmerzielle Basis oder als Kon-
kurrenzsituation angesehen wird. In fast allen
öffentlichen Dienstleistungsbereichen exi-
stiert schon längst eine Konkurrenz zwischen
öffentlichen und privaten Anbietern.

Nationale Regulierungen 
gelten als Handelsschranken

Die politische Brisanz der Gats-Verhand-
lungen liegt vor allem darin, dass innerstaat-
liche Regelungen – Gesetze, Verordnungen,

Normen und Standards – zunehmend als
Handelshemmnisse definiert werden. Mittels
so genannter Notwendigkeitstests soll festge-
stellt werden, ob eine staatliche Auflage nicht
mehr als notwendig handelsverzerrend wirkt.
Mit dem Gats wird angestrebt, dass die WTO-
Mitglieder ihre geplanten Änderungen von
Gesetzen oder Vorschriften veröffentlichen.
Die USA verlangen unter Berufung auf Trans-
parenz von allen WTO-Mitgliedern sogar
Verfahren zur Information der Öffentlichkeit
über Regulierungen oder Veränderungen be-
stehender Regulierungen, bevor diese von 
den zuständigen Einrichtungen abschliessend
beraten werden und in Kraft treten. Damit
sollen andere Handelsstaaten quasi ein Mit-
spracherecht bei nationalen Gesetzesvorha-
ben erhalten.

Gats unterläuft 
demokratische Prinzipien

Obwohl weitere Liberalisierungschritte und
der Abbau von Regelungen tief in die poli-
tischen Handlungsmöglichkeiten eingreifen,
müssen sie nicht mehr vom Parlament geneh-
migt werden, da 1994 bei der Absegnung des
ganzen WTO-Pakets bereits das Mandat für
Weiterverhandlungen erteilt wurde. Erst nach
grossem Druck seitens von NGO sowie zahl-
reichen Anfragen aus dem Parlament veröf-
fentlichte das Staatssekretariat für Wirtschaft
(seco) die Schweizer Angebote der Liberalisie-
rungsverpflichtungen – allerdings erst einen
Tag später, nachdem diese bei der WTO ein-
gegeben worden waren. Keine Einsicht oder
lediglich eine allgemeine Zusammenfassung
gewährt die Schweizer Regierung in die Libe-
ralisierungsforderungen an andere Länder.

Nichtregierungsorganisationen fordern
weltweit die detaillierte Veröffentlichung aller
Liberalisierungsforderungen. Sie verlangen
ausserdem ein Moratorium der Verhandlun-
gen, bis unabhängige Untersuchungen dar-
über vorliegen, was die bisherigen Libera-
lisierungsverpflichtungen für die einzelnen
Länder bedeuten. Die öffentlichen Dienstleis-
tungen sollen von den WTO-Regeln ausge-
nommen werden. �
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